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liegt eher im Konformismus der zu einer "Community" zusammengewachse­
nen Klimadiplomatie sowie einiger internationaler Umwelt-NGOs und Klima­
forschungsinstitute, Dass es .. keine Alternative" gebe, ist dagegen ein Irrtum, 

Die Konsenslähmung 

Da für den Schutz des Weltklimas schnell einznleitende und umfassend wirk­
same Initiativen geboten sind, liegt bereits im unumgänglichen Konsensprin. 
zip beim Streben nach einem Weltabkommen das grundlegende Dilemma der 
bisherigen Weltklimakonferenzen, Zwischen Beschleunigung und Konsens 
besteht grundsätzlich ein unüberbrückbarer Widerspruch. 

Ein Konsens zu einem verbindlichen internationalen Vertrag ist umso schwe­
rer erreichbar, je mehr dieser die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen der 
einzelnen Länder unmittelbar betrifft. Dies ist bei Energiefragen prinzipiell 
der PalI, allerdings in den einzelnen Staaten mit ihren sehr unterschiedlichen 
Verhältnissen in sehr verschiedener Weise, Appelle an die Verantwortung und 
den guten Willen der Regierungen können diese Divergenzen nicht aufheben. 
Ein wirklich substanzieller Vertrag mit gleichen und gleichzeitigen Verpflich­
tungen ist schon deshalb unerreichbar, weil die Verhältnisse zu ungleich sind. 
Auch das Kyoto-Protokoll kam nur zustande, weil es die meisten Länder, dar­
unter auch China und Indien, von Handhmqspflichten freistellte. Es war von 
VOrnhE!rein klar, dass das in Kopenhagen angestrebte Kyoto-II-Abkommen für 
die Zeit nach 2012 solche Freistellungen nicht mehr einräumen deut sollten 
die Bemühungen um einen Weltklimavertrag nicht endgültig zur Farce wer­
den, Dies verstärkt aber das Grunddilemma der Weltklimakonferenzen. 

Bestenfalls ist nach langen und mühseligen Verhandlungen ein Konsens 
über allzu niedrige Mindestverpflichtungen möglich, die aber dann weit hin­
ter der Klimagefahr zurückbleiben. Dass selbst dieses Minimalziel- entgegen 
allem Handlungsdruck und allen Erwartungen und Ankündigungen - kaum 
erreichbar ist, bat die Konferenz von Kopenhagen spektakulär demonstriert. 
Sie scheiterte, obwohl es dort nur noch um ein von vornherein kompromit­
tiertes VerhandlunHsziel ging, das bereits eiIle Teilkapitulation vor dem Welt­
problem der Klimaveränderungen darstellt: Die Klimagasemissionen sollten 
nur so weit begrenzt werden, dass die Erwärmung der Erdatmosphäre - von 
gegenwärtig 0,7 Grad, gemessen am Wärmehaushalt der Erdatmosphäre vorn 
Beginn des Industriezeitalters nicht über zwei Grad Celsius hinausgehen 
dürfte, Das bedeutet faktisch, dass eine weitere Zuspitzung der Klimagefah. 
ren (von gegenwärtig 385 ppm CO2-Anteilen in der Atmosphäre auf 450 ppm) 
in Kauf genommen wird. 

Um eine Analogie heranzuziehen: 1m Jahr 2000 veröffentlichte die UNO 
ihre Millenniumsziele, zu denen unter anderem gehörte, die Zahl von seiner­
zeit 820 Millionen hungernden Menschen bis zum Jahr 2015 zu halbieren. 
Wie hätte die Weltöffentlichkeit reagiert, wenn das erklärte MiUenniums­
ziel gewesen wäre, die Zahl von 820 Millionen hungernden Menschen nicht 
auf über zwei Milliarden anwachsen zu lassen? Was ist in die Mitglieder der 
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Community gefabren. das "Zwei-Grad-Ziel" zum Maß aller Dinge zu macben 
- obwohl sie selbst zugleich ständig die berühmt gewordene Studie des bri­
tischen Wissenschaftlers Nicholas Stern zitieren. wonach aus den fortschrei­
tenden Klimaveränderungen deutlich mehr wirtschaftliche Schäden erwach­
sen als durch Wirtschaftswachstum erwirtschaftet werden kann? Wie kann ein 
in sich fatalistisches Ziel neue Perspektiven eröffnen? 

Mit Minimalverpflichtung und Emissionszertifikaten in die Sackgasse 

Normalerweise ist dennoch jeder Kompromiss immer noch besser als gar kei­
ner, weil ja jeder über die eingegangene minimale Verpflichtung hinausgehen 
kann. Aber gerade diese Möglichkeit wird durch die {avorisierten "flexiblen 
Instrumente" des Verrechnens von Emissionszertifikaten durchkreuzt" wei­
che die praktische Umsetzung des Vertragsziels mit "marktwirtschaftlichen 
Methoden" gewährleisten und erleichtern sollen. 

Die jedem Land im Rahmen der jeweiligen Mindestverpflichtung zugeteil­
ten Emissionszertifikate sind international handel- oder anrechenbar: Wer 
mehr emittiert, als ihm erlaubt ist, darf sich dafür "Emissionsrechte" bei ande­
ren kaufen, die weniger emittieren, als ihnen zugestanden wurde. Neben die­
sem Handel mit "Emissionsrechten" steht als zweites Instrument der Clean 
Development Mechanism (CDM). Mit ihm dürfen Unternehmen die ihnen 
zugestandenen Emissionsobergrenzen in dem Maße überschreiten, indem sie 
sich durch CO2-mindernde Investitionen andernorts von eigenen CO2-Limi. 
tierungen freikaufen können. 

Damit im Emissionshandel der Marktpreis über einen Angebot/Nachfrage­
Mechanismus ermittelt werden kann, muss es eine Obergrenze geben: cap 
and trade konstituiert Handel mit Emissionszertifikaten innerhalb der verein­
barten Obergrenze. Das Land, das aufgrund eigener Initiativen weniger CO2 
ausstößt, kann dafür nur dann einen finanziellen Ausgleich erhalten, wenn 
andere Länder mit ihren eigenen Maßnahmen ihrer VerpClichtung nicht nach­
kommen und deshalb Emissionszertifikate zukaufen müssen. Wenn alle ihre 
Verpflichtungen erfüllen, gibt es keinen ZerUfikatehandeL Aber es gilt auch: 
Wenn einer mehr CO2 reduziert, dürfen andere dafür weniger reduzieren. 
Dass dieses Nullsummenspiel innerhalb der Minimalverpflichtung nicht wei­
terführt, war von Anfang an erkennbar. 

Eurosolar warnte bereits anlässlich der Weltklimakonferenz 2001 in Bonn, 
auf der Umweltorganisationen wie Greenpeace und der WWF für die Durch­
setzung solcher "flexiblen Instrumente" eintraten, mit der Kampagne" Unsere 
Luft ist keine Ware" davor, dass der Zertifikatehandel den Wechsel zu einer 
emissions freien Energieversorgung lähmt. statt ihn voranzutreiben. Von sei­
nen Protagonisten wurde der Emissionshandel jedoch als das wirkungsvollste 
und Wichtigste Konzept zum Klimaschutz gepriesen. Forderungen von Wirt­
schaftswissenschaftlern, Unternehmern und Politikern wurden laut, alle ande­
ren politischen Instrumente, wie Ökosteuern oder das Erneuerbare-Energien­
Gesetz, abzuschaffen. 



Viele Umweltorganisationen begründen ihre positive Haltung damit, dass 
die "flexiblen Instrumente" die einzigen Schritte darstellen, auf die man 
sich bei Weltklimakonferenzen einigen könne und die auf alle Länder über­
tragbar seien. Man müsse sich auf das Konzept einlassen, um es dann für die 
nächste Verpflichtungsetappe das angestrebte "Kyoto-l1" -Abkommen nach 
dem Jahr 2012 - weiterentwickeln zu können. Von Wirtschaftswissenschaft­
lern wird es als "Marktkonzept" favorisiert, eidS zu einern optimalen Einsatz 
der Investitionsmittel führe: Weil Investitionen für den Klimaschutz in Nied­
riglohnländern weniger kosten, könne man sich die in Industrieländern ver­
gleichsweise höheren Kosten sparen und so den gleichen Reduklionseffekt 
mit sehr viel geringerem finanziellem Aufwand erreichen. 

Das Minimum wird zum Maximum 

Tatsächlich haben sich aUe Befürchtungen bestätigt. wie die Studie" Globaler 
Emissionshandel. Wie Luftverschmutzer belohnt werden" der schwedischen 
Dag Hammarskjöld Foundation belegt2: Die Obergrenze, unter der der Han­
del stattfindet, ist identisch mit dem mühsam ausgehandelten und für den KU­
maschutz ungenügenden Minimalkompromiss des Kyoto-Protokolls oder der 
nächsten Minimalverpflichtung eines angestrebten "Kyolo-U" -Abkommens, 
wenn es (denn doch noch) zustande kommen sollte, Mit den flexiblen Instru­
menten wird dieses Minimum faktisch zum Maximum gemacht: zum ökono­
mischen Anreiz, das Minimum nicht zu überschreiten! Mehr noch: Es werden 
Länder davor gewarnt, durch unilaterale Initiativen über diese Minimalver­
pUichtung hinauszugehen: Sie würden sich damit wirtschaftlich schaden. 

Ein signifikantes Beispiel dafür ist das Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats des deutschen Bundesfinanzministeriums "Klimapolitik zwischen 
Emissionsvermeidung und Anpassung" vom Januar 2010, dem 29 Professoren 
der Finanz- und Wirtschaftswissenschaften angehören. Dieser Beirat kommt 
zu dem Ergebnis, dass" unkoordiniertes einzelstaatliches Handeln" womit 
Initiativen gemeint sind, die über internationale Verpflichtungen hinausgehen 
- unterlassen werden sollte, weil es nicht nur für das eigene Land, sondern ins­
gesamt schädlich sei: "Anstrengungen einzelner Länder, durch eine Vorreiter­
rolle in der Klimapolitik und hohe selbst gesetzte Emissionsminderungsziele 
die Klimapolitik zu beeinflussen, können dazu führen, dass andere Länder 
in ihren klimapolitischen Anstrengungen nachlassen, slall dIese zu erhöhen. 
Eine klimapolitische Vorreiterrolle führt deshalb in der Regel zu hohen Kosten 
in dem Vorreiterland, ohne dass eine entscheidende Verbesserung des Welt­
klimas sichergestellt werden kann, Besondere Anstrengungen und Vorrei­
terinitiativen einzelner Länder verhessern auch nicht die Ausgangssituation 
tür eine weltweite Klimavereinbarung, sondern können das Zustandekom­
men einer solchen gefährden. Die Verringerung des verbleibenden Vorteils 
aus weltweiten Klimavereinbarungen macht das Zustandekommen einer 

2 	 Tamnit GiIlu~{boll und Oscar Rey~~, Globaler Embisillfl:.:.h•.wdel. yVin LurtVt.'fs('hmutz€r helohnt weHlt>n, 
FrankJurt I! M. 2(l1O. 
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solchen Lösung unwahrscheinlicher." Denn wenn ein Land durch "Investiti­
onen in Vermeidungstechnologie" seine eigenen Emissionen unilateral senkt, 
reagierten andere Länder darauf "mit einer Erhöhung ihrer eigenen Emissi­
onen". Ein Land würde deshalb für seine" frühzeitigen Investitionen in Ver­
meidungsstrategien bestraft". Eine unilaterale Emissionsverrneidung führe 
dazu, dass der" Kreis der Nutznießer und der Ko~lenlräger" auseinanderfalle. 
Damit entstünde eine"Trittbreltfahrerproblematik". Deshalb solle man sich 
unilateral auf Anpassungsmaßnahmen an erfolgte Klimaveränderungen kon­
zentrieren, etwa gegen Überschwemmungen und Sturmschäden, weil hier 
"Kostenlräger und Nutznießer" zusammenfallen. 

Die Regierungen als Geschäftspartner der Emittenten 

Diese These des Wissenschaftlichen Beirats entspricht mustergültig der Logik 
der flexIblen Instrumente: Das Konzept der Weltklimakonferenzell führl :;:u 
absurden Konsequenzen, zu einer hoffnungslosen Lähmung der Weltklima­
politik. Es blendet alle weiteren Probleme und Gefahren der konventionellen 
Energieversorgung aus und verkennt, dass die Menschen unabhängig von 
globalen Emissionsvenechnungen ein elementares Interesse daran haben, 
alle sie unmittelbar belastenden Energieemissionen zu reduzieren. Lasten 
durch andere Schadstoffe aus konventioneller Energienutzung, die keine 
Treibhausgase sind und also nichts mit dem globalen Klimaschutz zu tun 
haben, werden von diesen Klimaschutzinstrumenten nicht erfasst. 

Gäbe es das CO2-Problem nicht, hätten wir jedoch immer noch die Gesund­
heits- und Umweltbelastungen durch die weIteren Schadstoffe, und das Welt­
energiesystem wäre keineswegs intakt. Hinweggegangen wird auch über das 
Problem der Ressourcenerschöptung sowie über die volks- und regionalwirt­
schartlichen Interessen der einzelnen Länder. Alle sollen in der vielfältige 
gesellschaftliche Fragen betreffenden Energieversorg ung im Gleichschritt 
vorgehen, nach der Maßgabe des globalen cup ausgehandelter CO2-Emissi­
onsminderungen. Hauptsache, man folgt einem theoretischen ModelL und 
mag es noch ~o unzulänglich sein. Es gibt mittlerweile eine Flut von" wirt­
schaftswissenschaftIichen" Empfehlungen, die genauso argumentieren WIe 

der zitierte Beirat. Da die Emissionshandelsinstrumente aber als sakrosankl 
gelten, führt dies zu der dogmatischen Schlussfolgerung, dass jede Aktivi­
tät zur Förderung des Energiewechsels ob in Deutschland oder andernorts 
- unterbleiben müsse, solange der Zertifikatemarkt als Maß eier Dinge gilt 
Diese krude Logik ist VIelen Befürwortern der "flexiblen Instrumente", die 
zugleich auf einen schnellen Aushau erneuerbarer dr~ingen, nicht 
hinreichend bewusst. 

In der Konzeptfalle der Weltklimakonferenz ist man bereits, wenn man 
alle Energiemaßnahmen in erster Linie daran misst, wie viel sie zur CO2· 

Minderung beitragen. Andere Kosten und Belastungen durch konventionelle 
Energien spielen dann keine Rolle mehr - ebenso wenig wie andere Schal­
tenseiten, die schon für sich genommen die Konsequenz nahelegen, diese Ins­
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trumente aus dem Verkehr zu ziehen. So variieren die Preise für die Zertifi­
kate auf dem dafür geschaffenen Markt ständig. Dies führt zwangsläufig zur 
Investitionsunsicherheit, weil sich die Amortisationsraten ständig verändern. 
Der Handel mit den Zertifikaten oder deren Verrechnung find~~t innerhalb des 
Systems der fossilen EnergieVE!rsorgung statt, konserviert damit deren Struk­
turen, wirkt innovationshemmend für erneuerbare Energien und bremst auch 
dadurch den Energiewechsel. Die Rolle der konventionellen Energiekonzerne 
und deren Einfluss auf das Regierungshandeln bleiben weitgehend unange­
tastet. Aus Instrumenten des Klimaschutzes werden Vehike~ für die Bestands­
sicherung der fossilen Energiewirtschaft. 

Regierungen, die ab 2013 die Emissionszertifikate versteigern wollen, hof­
fen auf Einnahmen für die Staatskasse. Das an die Staatskasse zu entrichtende 
Entgelt für die Zertiflkate hat dann die Funktion einer CO2-Steuer, nur dass 
der bürokratische Aufwand und die Kosten dafür wesontlich größer sind als 
bei einer Besteuenmg. Auf diese Einnahmen wollen die Regierungon dann 
voraussichtlich nicht mehr verzichten, was sie dazu motivieren könnte, Ini­
tiativen für erneuerbare Energien zurückzustellen. Indirekt werden sie zu 
Geschäftspartnern der Emittenten. Voraussehbar ist auch das Entstehen neuer 
Spekulationsblasen, zuma! der Emissionshandel als einer der am stärksten 
wachsenden Finanzmärkte gilt. Luftbuchung!'TI von Geldspekulanten, die 
2008 die weltweite Finanzkrise ausuelöst haben, sind wahrscheinlich umso 
unkontrollierbarer, je mehr tatsächlich mit Luft spekuliert wird. 

Der Emissionshandel vollzieht sich auf feinem .. Kunstmarkt" erratischer 
Preisbewegungen, auf die sich niemand verlassen kann. Da ein echter" Markt 
für Verschmutzungsrechte nicht existiert", so die Wirtschafts- und Politikwis­
senschaftler Elmar Altvater und Achim Brunnengräber, musste "zur Handels­
ware gemacht werden, was C':lgentilch nicht handelbar ist". In der neolibera­
len Vorstellung ist dies ein "politischer Kunstgriff", mit dem explizit national 
und interndtional legalisierte "Hechte zur Verschrnutzung durch den Staat 
konstruiert werden". Dies setzte voraus, die ,. Knappheit des Wirtschaftsguts 
Verschmutzungsrecht künstlich durch Obergrenzen von Emissionen (cap) 
festzulegen." :l 

Von der fossilistischen Monokultur zu den Multikulturen der Erneuerbaren 

Jede Strategie für den Eneruiewechsel verlangt. Hind~~rnisse zu beseitiuen. 
Diese Hindernisse, das gilt es den Apologeten der globalen Lösung entgegen­
zuhalten sind jedoch von Land zu Land unterschiedlich. Aufgrund des jeweils 
unterschiedlichen natürlichen Angebots erneuerbclrer Energien können die 
Gestaltungsschwerpunkte des Energiewechsels nicht w(~ltweit die gleichen 
sein. Aus den Monokulturen der konventionellen Energieversorgung, die sich 
im interncltionalen Vergleich stclrk ühneln, entstehen verschiedenartige Multi­
kulturen erneuerbarer Enerqien. 

:~ 	 EllHrlr t\(lvdtc-f und Achim I:)nHHH~nqJdtwr i\1rt (km ~vlarki 9c~ren die KlimdkdldstIoJ)ht~? ]n; die.... Piq,). 
Abtds~hündf'l flf>~J(~n Khmilwdndet? HrlnlbtlfrJ 2008, S, tOL . 



Die strategische Mobilisierung erneuerbarer Energien muss schon deshalb 
vor allem eine einzelstaatliche sein _ nicht aus engen nationalistischen Grün­
den, sondern weil sie sich auf das jeweilige natürliche Angebot erneuerbarer 
Energien sO\'\iie auf die jeweiligen Wirtschaftsstrukturen und Rechtsordnun­
gen beziehen muss, die mit der konventionellen Energieversorgung vielfältig 
verquickt sind. 

Hinzu kommen die sehr unterschiedlichen wirtschaftlichen Entwicklungs­
stadien: Es gibt Entwicklungs-, Schwellen- und Industrieländer, Länder mit 
einem durchstrukturierten Strommarkt und solche, in denen nur spärliche 
Netze existieren, Es gibt Energieexport- und -importländer. großflächige Län­
der mit geringer und kleinflächige mit hoher Siedlungsdichte, Für den durch­
gehenden Energiewechsel kann es also nicht eine Strategie geben. die auf alle 
übertragbar ist. Ertolgreiche Konzepte, wie etwa das deutsche Erneuerhare­
Energien-Gesetz, können zwar vielen Ländern zum Vorbild werden. Aber 
auch dies lst nur möglich, wo Nr.üzinfrastrukturen bestehen - und nur, wenn 
es um Strom- oder Gaslieferungen geht. Ein flächendeckender Ausbau eines 
Stromnetzes, woran es in vielen Entwicklungsländern fehlt. ist aber dort für 
die Mobilisierung der erneuerbaren Energien gar nicht mehr nötig und würde 
sie erheblich verzögern. Überdies geht es nicht allein um die Stromversorgung 
und um den Strommarkt. sondern auch um Fragen der Wärme- und Kraftstoff­
versorgung, um Marktordnung, Raumordnung. um dns Bau- oder Steuerrecht 
und nicht zuletzt um Fragen der jeweiligen politischen Handlungskompeten­
zen in unterschiedlichen Verfassungsordnungen, 

Volkswirtschaft vor Betriebswirtschaft 

Für jede politische MObilisierungsstrategie zu erneuerbaren Energien sind 
daher zwei Handlungsgrundsätze von maßgeblicher Bedeutung: Zum einen 
muss über dcn konventionellen energiewirtschaftllchen Kalkulationsrahmen 
hinausgegangen werden. der sich nur auf aktuelle Kostenvergleiche zwischen 
konventionellen und emeuerbaren Energietechniken bezieht Die größten 
volkswirtschaftlichen Kostenfaktoren der konventionellen Energieversor­
gung bleiben dabei in der Regel unbeachtet und tauchen in den Energie­
preisen nicht auf, nämlich die Belastung der Zahlungsbilanz durch Energie­
importe sowie Gesundheits-, Umwelt- und KIJmaschäden, Unberückskllti91 
bleiben auch die über die Kraftwerks- oder Raffineriekosten hinausgehenden 
Infrastrukturkosten der konventionellen Enerqielieferkette, 

Das Maß der Dinge sind die volkswirtschaftlichen Vorteile, die sich durch 
E'rneuerbare Energien ergeben, Sie gelten jedoch nicht für aUe Wirtschafts­
teilnehmer gleichermaßen. Politische Konzepte zm Mobihsi.erung t'rn(~u­

erbareT Energien müssen (!eshalb die volkswirtschaftlichen Vorteile in 
einzelwirtschaitlichc Anreize übersetzen. Diese Vorteile - und ddmit die 
volkswirtschaftlichen Spi("lräume für einen Energiewechsel - gingen ober 
verloren, wenn erneuerbare Energien aus anderen Lindern importiert wür­
den, wo sie kostengünstiger produziert werden können, Volks- und reqional­



wirtschaftliche statt isolierter betriebswirtscha[tJicher Kalkulationen müssen 
deshalb der Maßstab für Transformationsstrategien sein. 

Zum anderen muss durch eindeutige, vom höheren gesellschaftlichen Wert 
der erneuerbaren Energien legitimierte Vorrangregelungen gewährleistet 
sein, dass die konventionellen Energieangebote in dem Maße verdrängt wer­
den, in dem der BEitrag der erneuerbaren Energien zur Energieversorgun!] 
wächst. Die Anpassung der Systemfunktionen der überkommenen Energit~­
versorgung an die erneuerbaren Energien muss politisch sichergestellt wer­
den. Für die etablierte Energiewirtschaft ist dies in der Tat eine Zumutung, 
weil ihr diese Unterordnung schon abverlangt werden muss, wenn sie noch 
den überwiegenden Beitrag zur Energieversorgung leistet. Das Maß der 
Dinge dart jedoch nicht länger sein, wie viel erneuerbare Energien das kon­
ventionelle Energiesystem verträgt 

Konkret bed.mtet ddS, für die konvenhonf~lle En(>,rgieversorgung keine 
Neuinvestitionen mehr zu genehm1gen, die eine mehrere Jahrzehnte dau­
mnde Amortisationszeit erfordern. Nur dadurch kann verhindert werden. dass 
die Mobilisierung erneuerbarer Energien immer wieder von den Systemfunk­
honen der konventionellen Energieversorgung durchkreuzt wird. Deshalb 
passen weder neue Kohlegroßkraftwerke noch neue Atomkraftwerke oder 
verlängerte Laufzeiten in eine Strategie des Energiewechsels. 

Für eine ökologische Ordnungspolitik: 
Der politische Raum als Hauptkampfplatz 

Beide Handlungsgrundsätze können nur mit Bille ordnungspoJitischer Ent­
scheidungen durchgesetzt werden. Die erstE! Grundsdtzentscheidung sprengt 
den bisherigen energiewirtschaftlichen Betrachtungs- lind Handlungsrahmen 
und macht aus eÜ1E~m fJeschlossenen Energieversorgungssystem ein offenes, 
das Spielräurne für viele InitIatoren eröffnet. Die zweite ist auf das struktur­
konservierende Interesse der Energiewirtschaft gerichtet. Sie zwingt. diese, 
innerhalb des Energiewechsels selbst eine konstruktiv(~ Rolle zu übernehmen. 
Sie stellt diese vor die Frage, ob sie weiter um ihre Bestal1dserhaItung noch 
ein paar Jahrzehnte bzw. eine Generation von Großanlaf]en mehr - kämpfen 
will, statt Sich duf völlig neue Unternehmensperspektiven einzusteHen, in 
anderem Format und mit anderen Schwerpunkten, auch jenseits Jhres bisheri­
gen Kerngeschätts. 

Der politische Raum ist der Hauptkamplplatz die"es strukturellen 
konflikts. was nicht zu trennen ist von dern Kamp! tlfn die ölfentliche MeinumJ. 
Jeuer Ruf nach einem EnerCjiekonsen", in dem alle Energien ihren" berechtig­
ten" Platz haben bzw. zugewiesen b~!kommen, läuft auf einen quotierten und 
damit begrenzten Beitrag der erneuerbaren Energien hinaus. Die Träger des 
konventionellen EnergiesysLerns wie auch seine Protektoren in politischen 
Institutionen und Parteien übersehen jedoch. dass es eine Entwicklun~Jsdyna­
mik zu erneuerburen Energien Uibt, die ab einpm bestimmten Punkt der Ver~ 
fügbarkeit der dafür erforderlichen Technologien weder von den Strukturen 



der konventionellen Energieversorgung noch von politischen Institutionen 
aufzuhalten ist, sondern allenfalls gebremst werden kann. Dies gilt zumindest 
für demokratische und marktwirtschaftliehe Ordnungen, 

Diese Dynamik bezieht sich vor allem auf solche Technologien zur Nut· 
zung erneuerbarer Energien. die netzunabhängig sind \lnd deshalb autonom 
eingesetzt werden können. Das herausragendste und bedeutsamste Beispiel 
dafür sind Gebäude, die sich selbst aus der natürlichen Umgebungsenergie 
mit Energle versorgen können. Es wäre nicht das erste MaL dass eine techno­
logische Entwicklung etablierte Strukturen und politische Hindernisse unter­
miniert oder überrollt. Dies ist in der Energieversorgung allein mit erneueT­
baren Energien möglich. Jede Strategie für den Energiewechsel muss dieses 
Potential im Auge haben, weil nicht zu envarten ist, dass jemals die Situation 
eintreten wird, in der alle Regierungen und Parteien gleichzeitig die Zeichen 
der Zeit erkennen und ihm Entscheidungen für den Energiewechsel unab­
hängig von strukturkonservativen Energieinteressen treffen. Das war noch 
nie der Fall. auch nicht in den Zeiten der rot-grünen Koalitionsregierung in 
Deutschland. 

Die Regierungen zum Jagen tragen! 

Im Gegenteil: Regierungen müssen zum Jagen getragen werden, von einer 
demokratischen Öffentlichkeit und von den wirtschaftlichen Akteuren der 
technologischen Revolution hin zu erneuerharen Energien. Die wichtigste 
politische Aufgabe ist es, die Räume dafür zu öffnen, indem alle willkürlichen 
Beschränkungen zur autonomen Nutzllng erneuerbarer Energien aufgeho­
ben werden. 

Die generelle Ausrede der Träqer des überkommenen Energiesystems lau­
tet, der schnelle Energiewechsel "ei gar nicht realisierbar oder zu riskant. In 
dem gewachsenen und ihr auch lange Zeit zugestandenen Anspruch iJuf All· 
kompetenz in den Fragen der Energi€.wersorgung verwechselt sie dabei sich 
selbst mit der Wirtschaft und der Gesellschaft insgesamt: Was für sie nicht rea­
lisierbar oder zu riskant ist, wird generell disqualifiziert. Deshalb müssen sich 
alle die frage stellen, ob es sich bei den vielerlei Blockaden und Bremsen, 
die den INechsel zu erneuerbaren Enerqien ersr:hweren und aufschieben, um 
bloße AusHüchte handelt oder um berechtigte Einwände. 

Dies zu erkennen, ist im Durchsetzungskonflikt um erneuerbaw Energien 
von entscheidender Bedeutung. Solange dagegen widerlegbare Aussagen dIs 
begründet und stichhaltig gelten, halten sie viele in der Politik, in de~' Gesell­
schaft und in dc!r Wirtscha[t davon ab, den 'Wechsel zu erneuerb(lren Energien 
konsequent voranzutreiben lind den schnellsten Weg dahin einzuschlagen 

Angesichts der sich zuspitzenden Gefahren aus der überkommenen Ener­
gieversorgung geht es heute jedoch nicht mehr nur um eine Politik als" Kunst 
des l\1öglichen", sondern um eine möglich zu machende Politik der" Kunst 
des Notwendigen" Das ist der reale Realismus, der tür den Enerqiewechsel 
notwendin und unabdingbar ist. 


